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Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Milch- und Fettgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

Die 1957 vom Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten auf Grund des Milch- und Fettgesetzes erlassene 
Verordnung M Nr. 2/57 über Milchauszahlungspreise löste die 
im wesentlichen inhaltsgleiche Verordnung M Nr. 1/56 ab. 
Durch sie wurden Hersteller bestimmter umsatzsteuerbefreiter 
Milcherzeugnisse verpflichtet, die Steuerersparnisbeträge an 
ihre Lieferanten oder an eine Ausgleichskasse abzuführen. 
Nachdem die Verordnung M Nr. 2/57 von Abgabepflichtigen 
aus Rechtsgründen im Verwaltungsrechtsweg angegriffen wor- 
den war, wurde dieser Verordnung durch Änderung des Milch- 
und Fettgesetzes 1961 Gesetzesrang verliehen; die Verfassungs- 
mäßigkeit dieses Anderungsgesetzes wurde vom Bundesver- 
fassungsgricht 1967 bejaht. 

Hinsichtlich der Verordnung M Nr. 1/56 unterblieb eine ent- 
sprechende Regelung. Aus der genannten Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts ergab sich jedoch die Ungültigkeit 
dieser Verordnung. Daraufhin hat das Bundesverwaltungsge- 
richt 1969 entschieden, daß der Bund zur Rückzahlung auf Grund 
der Verordnung M Nr. 1/56 abgeführter Umsatzsteuer-Erspar- 
nisbeträge verpflichtet ist. 

Nunmehr werden gegen den Bund Erstattungsforderungen von 
rd. 9 Millionen DM eingeklagt, die im Verurteilungsfalle wei- 
tere Forderungen bis zu 50 bis 60 Millionen DM nach sich 
ziehen können. 
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B. Lösung 

Aus den vom Bundesverfassungsgericht gebilligten Gründen 
für die rückwirkende Heilung der Verordnung M Nr. 2/57 soll 
auch die Verordnung M Nr, 1/56 rückwirkend Gesetzeskraft 
erhalten. Der durch das Rechtsstaatsprinzip gewährleistete Ver- 
trauensschutz steht dem nicht entgegen, da zur Zeit der Geltung 
der Verordnung die abgabepflichtigen Betriebe nicht damit rech- 
neten, daß die Umsatzsteuerersparnisse ihnen zufließen sollten. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 


keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Ergänzung des Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Milch- und Fettgesetzes 

— Drucksache Vl/2546 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr, Ritz 


Der vorliegende Entwurf wurde in der 134. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 22. September 

1971 an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft i 
und Forsten federführend sowie an den Rechtsaus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat sich am 29. September 1971 und am 
2. März 1972, der Rechtsausschuß am 27. Januar 

1972 mit dem Entwurf befaßt. | 

Beide Ausschüsse folgen dem Entwurf der Bun- | 
desregierung. Zwar sind bei den Beratungen Beden- | 
ken dahin laut geworden, daß die für ungültig er- j 
kannte Verordnung M Nr. 1/56, die am 1. Februar ' 
1956 in Kraft getreten ist, nunmehr auf 16 Jahre , 
rückwirkend Gesetzesrang erhalten und ihre Nich- | 
tigkeit damit geheilt werden soll. Die Opposition 
hat in beiden Ausschüssen eine Heilungsmöglich- i 
keit nach diesem langen Zeitraum als verwirkt an- 
gesehen und sich daher in der Schlußabstimmung | 
im federführenden Ausschuß der Stimme enthalten. ; 


Bonn, den 3. 


Mit Mehrheit haben aber beide Ausschüsse aus 
den vom Bundesverfassungsgericht gebilligten Grün- 
den für die rückwirkende Heilung der Verordnung 
M Nr. 2/57 durch das Dritte Gesetz zur Änderung 
des Milch- und Fettgesetzes vom 27. Juli 1961 
(BGBl. I S. 1104) diese rechtspolitischen Bedenken 
zurückgestellt und der Regierungsvorlage ohne Än- 
derungen zugestimmt. Der Stellungnahme des Bun- 
desrates ist der Ausschuß aus den Gründen der Ge- 
genäußerung der Bundesregierung zu ihr nicht ge- 
folgt. 

Im übrigen wird auf die eingehende Begründung 
des Entwurfs Bezug genommen. Zu besonderen Be- 
merkungen bezüglich einzelner Vorschriften des Ent- 
wurfs besteht kein Anlaß. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, den 
Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 


März 1972 


Dr. Ritz 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2546 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 3. März 1972 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 


Dr. Ritz 

Berichterstatter 
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